
Stenographisches Protokoll.
10. Sitzung der IH. Session der V. Wahlperiode

des Landtages von Niederösterreich.
Freitag, den 21. März 1952.

Inhalt.
1. Eröffnung durch den Präsidenten (S. 255).

2. Abwesenheitsanzeigen (S. 255).

3. Mitteilung des Präsidenten zum Ableben
des Bürgermeisters von Klagenfurt (S. 255).

4. Mitteilung des Einlaufes (S. 255).

5. Verhandlung:

Antrag des Verfassungsausschusses, betref­
fend das Gesetz über Entgelt und Anzahl der
in Heil-. und Pflegeanstalten in Niederöster­
reich in Ausbildung stehenden Aerzte. iBericht­
erstatter: Abg. Dr. Steingötter (S. '255 und
S. 259); Redner: Abg. Dr. Haberzettl (S. 256);
Abstimmung (S. 259).

Antrag des Verfassungsausschusses, betref­
fend die Wiedererrichtung der Marktgemeinde
Sommerein. Berichterstatter: Abg. Staffa
(S. 259 und S. 261); Redner: Abg. Tatzber
(S. 260), Abg. Ernecker (S. 260); Abstim­
mung (S. 261).

PiRÄJSIrDEiNT (um 14 Uhr 10 Minuten):
kh el'öf'fne die Sitzung. Das Proto,koll der
letzten Sitzung ist geschäftsordnungsmäß·ig
aufgelegen; es ist unbeanstandet geblieben,
demnach als genehmigt zu betraohten.

Von der heuHgen ISitmng 'haben sich ent­
sohuldigt die Herren Abgeordneten Ba,ching~r,

Gaßner und Wenger.
Ich bitte das 'Hohe Uaus, zur Kenntnis zu

nehmen, daß !ich dem Herrn Präsidenten des
Kärntner ,Landtages das Beileid des Landtages
von Niedepösterreich 'Z,um Tode des Herrn
LmJldtagsabgeordineten friedrich Sc.hatzmayr,
BürgeTmeiMers der Landeshauptstadt Klagen­
furt,aus,gesprochen !habe. !leh ·ersuche um Ver­
lesung des :Einlaufes.

SOHRIFTFOHRER (liest): Vorlage dier
Landesregierung, betreffend Ueberschr.eitungs­
bewilli,gung für die durch z'Weck'g·ebundene IEin­
nahmen zu deckenden A,usgahen dier E,rholungs­
füpsorge beim VomnschlagsansatlZ 461-61.

Vorlage der Land.lesregiemng, betreffend Er­
höhung der BeteiHogung des Landes Nieder­
österreich an der Enns-KraftweJ.1ke AG.

Vodaoge der L'andesregierung, Ibetref'fend Ver­
sorg,ungskasse für die B,eamten der Gemeinden
und Gemeindev·e'llbände des Landes Niederöster­
Deich. Rechlnuillgsabschluß 1950.

Vorlage der Landlesreg,ieTuug, betroeflfend den
RechnungsabscMuß des Landes NiederÖ'ster­
reich für das Jahr 1950.

Vorlage derL'andesf,egierung über das Ge­
setz, betreMend die Errichtung einer Haupt­
schule in OberwaHersdorif.

VorJ.age der landesregierung über das Gesetz,
betreffend die Errioohtuug einer Hauptschule in
Teesdorf. .

Vorlage ,der Landesregierung, 'betreHend das
Gesetz, womH das Landes,gesoetz 'vom 6. Juli
1949 (iSohul!baufÖlnds,gesetz), LOBl. Nr. 55,
a1bgeändel't 'wird.

'Vorlia'ge der Landesregierung, Ibetreflfend dias
Gesetz über die Schaffung eines EhreniZeichens
für 25jähdge und 40jährige Täti'gkeita,uf ,dem
Gebiete des Feuer'Wehr- uml Rettungswesens.

Vorla,ge der 'Landesmgoiemng, betr<eflfend das
Gesetz 'Über den :Sc:hutz und die Pflege der
Natur (Natmsthutzgesetz).

Vorla'ge der Landesregierung, betreffend das
Gesetz über die festsetz1ung der ,Hoebesätz,e für
die Grund- und Gewerbesteuer durch di,e nieder­
österreic'hischen !Gemeinden.

Antrag der AbgeordnetenWondrak, S.ig­
mund, Oaß'ilIer, Nimetz, ,Eckhart, nr. :Stein­
götteT und rOenoss'en, betreffend die Erlassung
ei'llier neuen f euel'polizeiordnung ,für Nieder­
österreich.

Anhag ,der Abgeordneten :Schweinihammer,
Mitterhauser, Hainisch, w'al]hg, Hügarth,
Ernedwer und Genossen, betreUend die Wieder­
erüchtung des 'BezoirksgerichtesMarcheg;g.

PRÄISIOENT (nach Zuweisung des Ein­
laufes an die zuständigen Ausschüsse): Wir
gelan.gen zur Beratung ,der T,agesondnung. Ich
ersuche den Herrn Abgeordneten Dr. Stein­
g.ötter, die Verhandlwng zur bahl 278 ei'nzu­
leiten.

Berioht,erstatter Abg. oOr. JSTE,INGöTTER:
Ich habe namens des Verfassungsausschusses
über die Vorlag'e der iLandesre:gierung, betref­
fend das tGesdz über Entgelt und Anzahl der
in Heil- ,wnd Pflegeanstalten 'in Niederöster.reic:h
in Ausbildung stehenden Aerzte,zu referieren.

ner Verfassungsausschuß :hat ,in !seinen Sitz'un­
gier] vom 14. und 28. f·ebruar 1952 di,es,e Vor­
lage ber,aten und mit einigen Abänderungen an­
genommen. nies,e Abä,nderungen sind i,n der
dem Hohen Haus 'vorl],jegenden Fassung bereits
enthalten. Der § 57 des österreichischen Aerzte­
ge&etzes ibestimmt, daß ;inden Krankenanst,alten
- Pflegeanstalten und Spitälern -, die für die
Ausbildung jung,er Aer.zte z'ugelassen s.ind, die
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SClhlüssreI.z.ahl ~ür dti,e beschtäWgten jungärzte
je 6n jungarztaulf 30 Betten hehägt. Zu
diesem Gmnds·atzlgesetz waren Ausführungs­
ges1etze der Landtage no·twendig. Hauptsächlich
infolg'eHnanzieller ,ß'edieniken haben diese Aus­
führungsgesetze in verschi'edenen Landtagen
sehr lang,e aufsieh warten lassen, so daß sich
der NaHonalrat bestimmt gesehen hat, ein Bun­
desgesetz, lund zwar !Vom 6. Dezember 1950,
bezüglich der Ausbildung der Jungärzte, :w er­
lassen, das del1zei,t noch ,in Kraft 'Steht, das
aber seine Geltung mit dem Aug,enblick ver­
liert, wo die betreHenden Landtage die Aus­
füh\1Uingsgesetze beschließen. IEs hahen bereits
mehrere Länder derartige AusflÜhrungsgesetze
bescihloissen, und nun ;liegtauch dem ni+eder­
österreichischen Landtag ein solches vor.

IDer y,erbssungsausschuß 'hat trotz der be­
stehenden Not der Spitäller auch auf die 'viel­
leicht noch 'größ.ere Not der Jungärzte gesehen,
und ,es war ihm möglich, dnige Verbesserungen
des Entwurfes d'urchzlusdzen. ryo,rallem hat er
bezii;glieh der Bezahlung beschlossen, daß dj,e
ursprlüngliche Fassung von 310 und 350 :S
gleäiTIidert wird. Die jetizige Vorlage sieht ei'nen
OrullldJbezu,g 'von 340 'S monatlich vor, der sich
im dritten 'und vierten J,ahr auf 365 S erhöht.

Ferner ist dne BesNmmung geändert worden,
die ,nioht ~ganz Iffilar war, und ,zwar bezüglich
der Erhöhung dies Urltaubs 'von 21 Wenktagen
um 7 weitere Werktage bei sechsmonatigel'
Tätigkleit auf einer Ilnfektionsabteilung, Rön.t­
genstati'Ü'n oder Prosektur. Jetzt wird diese Zeit
zusammengezähH, so daß also auch bei !geringe­
rer \Beschäft>i~UiTI'g i,n de-n einzelnen Stationen
eine IErhöhung des Urlaubs um 7 Tage möglich
ist, und izwar wenn die T,ätojglkeit in den vo'rge­
nannten drei Abteilungen zusammen 6 Monate
erreicht hat.

Besser 'gefaßt wurde ferner die ,Bestimmung
bezüghch den iSchlüs'se!.z.ahl :bei 'jenen in !fach­
a:ushilidun,g befindlichen jungärzten, die noch
nicht die dreijährige Ausbildungszeit hinter
sich haben, ,ganz gleichgülNg, ob ihre AusbH­
dung im Haupt- oder in den Nebenfächern ,er­
folgte. WichN,g ist Idie Abänderung, daß ni'Üht,
wie :in dem Vorentwurf geplant war, das zweite
Halhjahr des vonherlgehenden jahres auf den
Durchschnitt der iBettenzalhl bestimmend ist,
sondern das Iganze varherg,ehende Jahr.

Ferner wurde der § 3 ,geändert, nach wel­
chem bei AuHösung einer Abteilung nur mit
Zustimmung der Landesregierung bestimmt
werden kann, ob' Aerzte entlass1en werden
müssen. Auf jeden Fall muß i:hnen ,das bereits
sechs Wochen vorher mitgeteilt werden.

IFerner sind noch ganz kleine, unwesentliche
Aenderungen beschlossen worden. Jedenfa11s
kÖIIl!uen von nun an die Jungärz,te bezüglich
ihrer Aushildungauch in Ni'eder1öst,erreich be-

ruhigtsein. Mit diesem IGesetz i'st jedenfalls
die Möglichkleit g,esch.affen, daß 'noch in eini'gen
Spit,äl'ern mehrere Jungärztean,gestellt werden
können. Die bi'sherige Not, die dari,n bestanden
hat, daß die Jungärzte überhaupt nicht ang~­

stellt wurden oder als Gastärzte unbezahlt
längere Zeit - i,n manchen :Spitälern oft über
ei'n Jahr - Dienst 'versehen mußt,en, wirddmoh
dieses Gesetz beseiti'gt. Es wird möglich sein,
in den niederösterreiohischen S:pitälem doch die
größtmöglichste An,z'ahl der aus Niederöster­
reich st,ammenden AerzteanZlUstellen.

IDer y,erfas'sungsausschuß hat sich mit dies,e'111
Gesetz eingehend befaßt und stellt nun folgen­
den Antnag (liest):

:Der Hohe Landtag wolle besClMießen:
,,1. Der beiliegende Gesetzentwurf (siehe ,Lan­

-diesgesetz vom 21. ,Mär,z 1952), hetrefifend Er­
lassung des Gesetzes 'Über :Entg,elt und A'nzahl
der in Heil- und rHegeanstaHen in Nieder­
österreich in Ausbildung stehenden Aer,zte wird:
genehmigt.

2. Die Landesregierung wirod beauftragt,
wegen Durc'hführung dieses Gesetzbeschlusses
das Erforderliche zu veranlassen."

Ich bitte um Annahme di,es,es Antmges.
PRÄSIDENT: 'Ich eröffne die Uebatte, zum

Worte gelangt Ahgeondneter Dr. Haberzettl.
Abg. Or. HAJBEIRZETTL: HohesiHaus! Nach

der Volkszählung vom Jahre 1934 zählte
Oesterreich in diesem Jahre 7368 Aerzte, ab
1. j<änner 1952 aiber 'Schon 12.075, davon 3132
i'n Ausbildung be,grHlfene Aerzte. Auf Wien ent­
fallen 5065 Aer,zte, davon 1314 praktische
A,erzte lund 963 Fachä'rzte. :Diesen beiden Grup­
pen stehen 1668 'i:n A'usbildung stehende Aerzte
gegenüber. In Niederösterreich betrug die Zahl
1222, davon ist die Zahl der nooh in Ausbil­
dun'g stehenden Aerzte nur rund 187 gewesen,
also ein v'erhältnismäßj'g geringer Prozentsatz.

Wir ersehen daraus, daß es in Oester­
reich 'eine Ueberproduktion von Aer'zkn gibt,
die in kurzer Zeit zu einem unübersehbaren
Aerz,teelend führen wind. Oes,terreich war schon
vor 1938 r;eichhch 'Und ,gut mit Aerzten ver­
sorgt; durch den K'rieg wurden den Aerzten
verschiedene Privilegien gegeben und das Me­
dizinstudium wurde geradezu gef'Öndert, so daß
alle diejenigen, die in den ersten Kriegsjahren
in das Studium eintraten, als'Ü naoh dem Krieg
die Hoohschule hes'uchten, ,eine Zahl dars·tellten,
die ersc:hreckJendhoch war. Im Jahre 1946/47
gab les in Oesterreic:h 6675 Mediziner; dadurch,
daß die ersten J,ahr,gänge immer wiedeT pro­
mo:vierten, sank die Zahl im Jahre 1948 auf
5280, und hetrug im Jahre 1949/'50 4809. Das
Ver,gleichsjahr 1913/14, also noch 'vor dem
ersten Weltkrieg, zeigt, daß i:m damaligen alten
Oesterreioh an den Idrei med1zinisohen ,F,ak'ul-

•I

i,
I

I,



r L=dtag von Niod"öat"""h. III. 8","on d" V. Wahlp"iod•. -10. Sitzung~ 21. Mä" 1952. 257

muN.gte. Das geschah 'zu einer Zeit, als die
gauz!en ,Pl,anstellen he'reits mtf Ja:hre hinaus
schon ,blockiert war,en.

Naoh einer Faustregellwird durch das Ver­
hältnis von ,ei'l1lem Ar,zt auf 1000 Einwohner
eine 'ausreiohende IBretreuung der IB'ev'ölikemng
gewährleistet und gleichzeitlig der Lelbensunter­
halt des Arztes hirn'reichend geskhert. Das
würde also bedeuten, daß Oesterrekh bereits
1934,als es 7368 Aenzte awf 7 Millionen Ein­
wohner besaß, schonreiohlioh mit Aerzten
verrsorgt 'war.

Nach dem Zahlenmaterial k:ann man also
dem erwähnten HU!g1b1aH dies Unt,errkhtsmini­
st,eriums, dias den Maturanten die UnteJ1briln­
gung IVOl1l 300 Aerzten jährlich in Aussicht
stellte, auf I~einen IF,aU zustimmen.

In akademi's,chen :Fäche:rn rechnet Iillan mH
eiruem 3p'rozent'igen Naohwuohssoll. lßei 7400
Aerzten im J1ahne 1934 mätte die 3rpmzentige
Nachwuchsquote 222 betragen. In den Jahren
1947 ibis 1950 'v,erließ'en 'aber 678 Dolldoren
der Medizin die Hochschule! Z'wischen Nach­
wuc1hsJJ€ldarf 'Ult1JeI! Prormotiolnen besteht also
hi'er ein MißV1enhäUnis, weil geradle beim
Aerzte:bemf das NachwucihssoU weit unter
3 Prorzent liegt, denn mangels einer Alters­
versor,gung el1'd~t die Beruf'stätigkeit des
Arztes nicht mit dem 65. Lebensj,ahr, sondern
sie hört ,erst mit dessen To,de auf. Nach der
Stlatistik der Aerztekammem Wien, K'ämten
und Bur,genland, 'welche dielHäHte aller Aerzte
Oesterrekhs lumfassen, sind in den Jahren
1947 his 1949 mur. 52 Aelizte oder 'fUnd 1 Pro­
z,ell't <des Standes aus der PraJds ausg,eschie­
den. Diesen Ausflällen steht ,a'ber ein Vielfaches
von Neueintritten 'gegenüher. In Wien haben
s<ich im ersten Halbjahr 1950zehnmal soviel
Jul1'gärz'tle ~ur BerufS/aufnahme gemeldet, als
im gleichen Zleitrau:m ,ausgeschieden sind!

Nun wunden bereits verschiedene Wiege ge­
gangen, um di,eses AenztenachwU'chSipmblem
ingendwie zu regeln. V,erschi'edene Med'iziner
harben 'von der HumanmediZJin auf die Veteri­
närmedizin 'umgesaHelt. VieIe haben sich als
Pri'vatärzte l1!ieder!gelassen, ,ein Teil ist a'll~­

gewandert. Diese !hahen ,aher ent,sohieden den
schlechtesten Teil erwählt. Alle ILänder wollen
nämlich keine erst in AusrbiIdung stehenden
A,erzte, sondern sie woUenJ ,bereits !volI:ausgebil­
dete Kinder- und Frauenärzte, OhiflUlrgen und
andere Fachänzte haben. Diese brauchen sie
nämlich, weil sie mit :ilhnen ihre einheimischen
Aerzte 'schulen 'WoUen! Hat aber der Mohr
seine 'Schuldiglkeit ,getan, dann 'Nann er wh~der

g'ehen. Wellin Sie Idie ärztlichen F.achiblätter
lesen würden, würden Sie erschreckende Be­
ric:hte 'lesen, was dieBe Menschen alles mit­
machen müssen. Im Auslrande kommt ,es vor,
daß ein A'nzt einen rR,ayon bis zu 300 KHo-

täten in Wien, IÜraz und InnSibruck 4000 Medi­
ziner s,tudilerten, wOlbei zu :beden~en ist, daß da­
Il}als nicht nur Studenten ,aus den IZ'Uim Iheutigen
Oesterreic:h gehörenden Gebieten studierten,
sO'ndem daß auch 40 Pro,zent ,der Studenten
außerhalb des heuti'gen Oesterreich beiheimat,et
waren. Es w:aren ,also im Jlahre 1913/14 nur
rund 2500 St1udenten aus dem heutigen Oester-'
reich, gegenüber 6675 'im Jahre 1947!

Statistiker beh'aupt~n, Oesterreich sei das
o,tudentemeichste Land Europas und das ärzte­
reichste Land <der Welt!

Im J.ahre 1949 entflielen ,auf 'einen Arzt fol­
gende Einwolhnenz-ahlen: In Oesterreioh durch­
schnittlich 572 Bewo1hner, in USA 710, in der
Schweiz, in Schweden und Norwegen 1100, in
Fr,ankreich 1300. Man ersieht daraus, daß
weitaus woMhaibenldere Länder der Welt wesent·
1ich weniger Aerzte haben ials das klei1ne Oester­
reich. In der Schweiz und in Schweden kommen
nahezu doppelt so viele Einwohner auf einen
Arzt als 'in Oesterrekh, 'uind in dien USA
zähHe man 1948 22.000 Medizill'S<t'udenten
und 200.000 Aerzte bei 150 Millionen Ein­
wohnem. In Oesterreich 'Werden wir in Ikürze­
ster Zeit, wenn di,e letzten promo'vi,erien, 15.000
Aer,zte und 'rund 4000 Medizill'student1en b~i

7 Millionen Eiln!wohnern haben. Es ist ein
schwacher TfOrst, daß sich i'n unserem Nach­
barla'nde We&tdeutschland ähnliche Verihält­
nisse 'entwickeln. In Großrbritanni,en, das ,etwas
mehr ,Ei,ruwolhner allsW'estdeutschland hat,
sind wIjgleiohsweise nur 21.000 Aenzt1e, also
um 6000 mehr als das kleine Oesterreich bin­
nen kurzer ZeH Ihalbern wird.

ISie :ersehen daraus, daß 'auf dem Gebiete
des Aerztes<tal1'des ein großes Elend herrscht,
und daß die Aerztekammern als die berufen­
sten Vert'feter 'natürlich ,immer wieder dara'uf

I .

hinweisen, daß hier etwasg;eschehen muß. S'i'e
haben immer wieder die 'Einführung des
Numerus clausus beantragt, leider Gottes
warena<ber diese Warnu'l1'gen in den Wind
gesprochen. Die niederö'sterreichischen Spitals­
är,zte haben ibereits im Jahre 1949 in einem
Memorandum an die Oeffentlichlkeit und an
die Aerztekammer das hemmungslose Mediizin­
studi'um angeprangert. DieWi'ener Aerztekam­
mer :hat im Jahre 1949/50 an di,e Maturanten
einFllugblatt herausgegebern, in dem sie vor
dem Medizinst,udium warnte. Dieses Flugplatt
schloß mit den Worten: "... daß selbst hei
größtem Idealismus die A'u!ssichten, durch den
Beruf ,eines Arz,tes s,einen ,Lebensuntenhalt zu
verdienen, ,auf ein Minimumhembgesetzt si'nd."

Es hat uns sehr gewundert, daß im Sommer
1950 nun das Unterrichtsminister'ium in einem
Flrugblattan Matunanten mitteilte, daß jä'hr­
lich 300 Aer!zt,e unter:zuhringen seien und die
Maturantenflörmhch zum Medizinstudium er·
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meter z'u betreuen hat, wozu noch kommt, daß
er von eingeborenen Ohefs 'Über'wacht wird!
Das sind also keine verlockenden Aussichten
für ein 'gesichert1es Dasein der Aerzte. Durch
das Auswandern kann das Aerztenachwuchs­
problem kaum 'gebessert und schon gar nicht
gelöst werden. Dabei hat die unvoflhergesehene
Ent1wicMung der Sozialve,rsiaheflung zu einem
g:ew1altigen Hück,gang der 'P6vatpraxis 'ge­
führt; da die Sozial1verskherung 'heute das
Iiaupteinkommen der Aerzte darstellt, hat
sich die Aerztekammer bemüht, ei'n,e Erweite­
rung des Stellenplanes seitens der Kraniken­
kassen zu erreichen. Die Kassen sind dem auch
weit'gehend entgegengekommen; eine wei,tere
[rhöhun,g ,der Planst,ellen war ,aberim Inter­
esse der Kassen und der bisheri,gen prakti­
schen Aerzte nicht mehr möglich. iDieIiono­
rierung ,der Kassenälizte war immer 'eine be­
scheidene. Während die Arbeiter wenigstens
das Sechs- bis Siebenfache der früheren löhne
erreicht haben, haben die Kassenärzte nur das
Zweiei:nhalbfache ihrer ehemaligen Honorar­
sähe bekommen. Im Jahre 1938 bekam ein
Arzt von der Gebietskrankenikasse im Durch­
schnitt f'ür einen Krankenschein in einem Vier­
teljahr 6 HM, und heute hekommt er dafür
15.75 S, also nur rund das Zweieinhalbfache.
Dabei hat er damals ein Auto schon um 2000
bis 6000 H'M bekommen, wälhrend er heute 'für
das Auto :mindestens 70.000 S zahlen muß!

Sie sehen also, daß die ,Lage des Aerz-te­
standes besonders trostlos ist. Maßnahmen zur
Beschränkung des Medizinst'udiums sind nicht
,er,griffen worden, ,es sind auch meines Wissens
k,eine solchen in Voribereitung. Während wir
auf dem Geweribesektor das Untersagungs­
gesetz und bei de'n Apothekern einen bestimm­
ten Schutz haben, haben wir auf dem Gebiet~

des Aerztestandes bisher noch gar nichts. Wir
können uns hier immer wieder nur auf Auf­
klärung und Beratung über die Berufsaus­
sic:hten im Aerztestand beschränken. ,Wir kön­
nen uns nur darauf beschränken, die jungen
Leute dahin aufzuklären, daß es heute ein
Unsinn ist, Medizin zu studieren, weil wir auf
Jahre hinaus blockiert sind. Es wurde einge­
wendet, daß esundemokratisch sei, wenn man
die jungen Leute in ihrer Berufsausbildung
behindert. Nun, zwei demokratische Länder,
nämlich 'Schweden und die USA, haben den
Numerus clausus! Es :müssen die Tüchügsten
ausgewählt werden, die zum Hüchscl1ulstudium
zugelassen 'wer-den, ,es mußaher unter allen
Umständen verhindert werden, daß die wirt­
schaftlich Schwächeren nicht st'udieren k-önnen,
während die Begüterten, unbekümmert um
ihre B:egiabung, das Medizinstudium ergreifen
künnen.

Das ]ungärztegesetz gibt mir heute die Ge-

Jeg,enheit, die Not des Aerzkstandes hier auf­
zuzeig'en 'und an ,alle verantwortlichen Stellen
im Staate zu appdlieren, sich mit diesem Pro­
blem ehestens zu bef.assen. lnsbesonders möchte
ich hier an die Presse appellieren, dieser An­
gdegenheit mehr Aufmerksamkeit zu s<:henken,
und alle flak toren, die sich mit diesem Problem
befass'en,auffordern,gemeinsam einen Aus­
weg zu ihnden. leh weiß schon, daß jede Stelle
erkliärt, sie sei nicht z'ust'ändig;aber das Bun­
desministerium für sOlziale Verwaltung, das
Bundesministeöum für Unterricht, die medizi­
nischen Uni1versitätsfakultäten, die Aerzte­
kammocn, die Landesregierungen und ,die
Haupt'verbände der 'Sozialversicherungsträger
müssen in einer E'nquete zusammengdührt
werden! Dort kann dann keiner sagen: Es
geht mich nichts an! Alle geht es an! Dies-es
Problem kann ehen nur ,im Zusammenwirken
aller f aktorlen ge],öst werden.

Wi-e schon der Herr Berichterstatter ausge­
führt hat, beslagt das Aer,ztegesetz 1949, daß
sich kein Arzt in Oesterreich niederlassen darf,
der nicht eine entsprechende Ausbildung in
einer vom IBundesministerium für soziale Ver­
waltung genehmigten Krankenanstalt genos­
sen hat. Die A,erzteausbildungsordnung vom
30. Oktober 1950 legt 'fest, daß zur Ausübung
des ärztlichen Berufes als praktischer Arzt
ei,ne mindestens dreijährige Ausbilduugszeit
Vorbedingung ist, und zwar 9 Monatef'Ürin­
terne Medizin, 6 Monate für Chirurgie, 6 Mo­
nate für frauenheilkiunde, 6 Monate Wr Kin­
der:heHkunde, 3 Monate 'für N as,en- und Ohren­
heilkunde und 3 Monate für Haut- 'und Ge­
schlechtskrankheiten. Derjenige, der sich zum
fl3Char;ztausbiIden lassen will, 'hat weit~r'e

drei Jahre zu absol'v:ieren. Das Aerzt1egesetz
legt auch f'est, daß für joe 30 .spitalsbetten ein
in A'usbildung stehender Arzt zu verwenden
und ihm dafür ei'n oEnt,gelt z'u bezahlen ist.

Der Herr Berichterstatter hat ebenfalls schon
ausgeführt, daß die iLänder verpflichtet ge­
wesen wären, nurchfühTungsgesetz,e zu be­
schließen, daßaher hier ein S./reit zwisC'hen
den Ländern und dem Bunde bestand, weil
die Länder auf dem StandpuilIM gestanden
sind, Studium 'und Ausbildung ist Bundes­
sache, und info,Jgedess,en müsse das auch der
Bund hezahlen. Die Leidtragenden waren
natürlich die Jungärzte.

Nun hat der Nationalrat. um diese fi.nan­
zielle Lücke zu ühe rb rücken, 'ein IBundes3'U's­
führungsgesetz beschlossen, in dem haupt­
sächlich die finanziellen Belange der Jungärzte
geregelt werden. Nun sind auch die Länder
sozusagen "roglut" ,geworden und haben nach
und nach die Aus.führungsgesetze beschlossen.
Zuerst war es ,das Land Salzburg, dann Ober­
österreich, Wien und Tirol, und heute sind wir

....
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in Nieder,österreich, :das nachhinkt, Gott sei
Dank ,auch so weit.

Ich hO'fife, daß dieses Aerztegesetz - gut'
Din,g rbmuoht belkanntlkh Wei,le - auch das
beste DurcMührungsgesletz sein wird.

:Der heutige 'Entwurf weist Igegen'Über dem
ursprünglicihen Aenderungen lauf, die den In­
teressen der j'ungäfizte mehr Rleehnung 'tragen.
loh muß ~eststeUen, daß !gerade meine Fmktion
im Verf,asslungsaussehuß ei,ne Reihe von Ab­
änidemngsanträgen gestdH Ihat, ,die 'auch an­
,genommen wurden.

Der Herr iBerichterstaHer hat erwähnt, daß
das Grundgehalt der jun,gärzte nunmehr 340
Schilling beträg,t 'und daß die NacMdienstzu­
lage :gesetzHch 'verankert ist. A'uf meinen An­
trag sInd auch die Assistenten aus dieser Vor­
lage hinausgekommen, denn dies,egehören ja
nicht mehr zu delll in Ausbi,ldung st'e'henden
Aerzten, sie halben schon seIhständige 'Stel­
lungen, sie i~önnen den Primar ver,treten usw.

Auch die Schlüsselzahl'hat dadurch eine
Venbesserung e'ffahren, d<lß der Jahresdurch­
schnitt des Vorjahres ,genommen wurde und
nicht wie bislher der Halbjahresdurchsohnitt
des letden Halhjahres, weil die jahresschw,an­
kungen geringer sind als die Halbjahres­
schwlankungen.

W.eit,er traten wir da:für ein, daß 'eine Ver­
minderung der Zahl der jungärzte nur bei
Schließung einer Ahtei,l'Ung,aber nicht bei
einer 'Unbedeutenden Venminlderung der Pa­
benten oder SpHalsbetten, und auch dann nur
mit Zustimmung der LandesT,egierung mög­
lich ist.

Im aUgemeinen trägt dieses Gesetz den Be­
sonderheiten der ärztlichen IBerufsa'Usbildung,
den körperliohen Belastungen der Aerzte bei
Inf,ektionsgefahren 'und ,ihrer gest'ei,gerten V,er­
antwartung in jeder !Hinsicht 'vo1l Rechnung.

Der niedeT'österreichische Landtag hat im
Sommer 1951 das neue .Gemeindeärztegesetz,
welches das modernste in ganz Oesterreich ist,
heschlossen, das die Pensionen erhöhte und da­
durch den alten Aerzten Geleg'enlheit g,ab, sich
zur :Ruhe zu setlzen. !Durch dieses Gesetz wurde
also auch den nachdrän,g'enden }ungärzten
Platz ,geschaHen. Auch das heutige Gesetz,
das wir -heschließen, sichert nun den jung­
ärzten die Ausbildungs:möglichikeit und auch
einen entsprechenden Lebensunterhalt während
dieser Zeit.

Ich glauhe, daß auch dieses Gesetz das
beste und sozialste DurchfÜ'hrungsges'et:z in
ganz Oesterreich sein wird! ILange genug
haben wir diaran herumge:dioktert. :Das soH
der Beitrag des 'Landes Niederösterreich zur
L'Ösung des Nachwuchsprohlems der Aerzte­
schaft darst'ellen.

Wenn wir dieses Gesetz beschließen, ,er-

füllen wir eine Pflicht gegenüber dem äster­
reichischen A'erztest,and, der immer für diesen
Staat sein iBestes gegeben ;hat. Das sind wir
ihm auch sc:huldi,g. (Beifall bei der OeVP.)

PRAS,IiDIENT: lEine weitere Wortmeldung
Hegt nicht vor. !Der Herr 'ß,erkht:erstatter 'hat
das ,schlußwort.

Berichterstatter Ahg. 'Or. STE,INGÖTTE:R:
Ich möcht:e nur den Wunsch aussprechen, daß
tatsächHcha,JJe SpitäJ:er und Pfleg,eanstalten,
bei denen jlungäTzte Dienst tun, ,die Schlüssel­
zahl möglichst :ausnützen, 'So daß lauf di'ese
Weise mindestens 200 Jungärzten in Nieder­
österreich die Möglichkeit der Ausbildung ge­
g:eib,en 'Ist. .

'Es wären ja auch vom Standpunkt ,der Be­
riohterS'tattungaus noch einige Lüdken dieses
Gesetzes ,aulfzuZiählen, KoHe,ge Ur. Haberzlettl
ha,t 'aheT bereits i'n seinen Ausfü'hmngen be­
richtet, daß :sich der Ausschuß Ibemüht ha,t, in
dieser Beziehung das Beste zum Wohle der
Jungärzte Z'll! erreiohen.

iJch bitte daher, den 'vorliegenden Antrag des
Verfassu'lllgsausiSohusses zum IBeschluß Z'U er­
hehen.

PrRÄIS,liDENT (nach Abstimmung über den
\\,Iortlaut des Gesetzes, über Titel und Eingan,~

des Gesetzes und über das Gesetz als Ganzes
sowie über den Antrag des Verfassungsaus­
schusses): A ng'e n om me n.

'Ieh ersuche den Herrn Abgeordneten Staffa
zur Z:alhl 294 zu berichten.

iBerichterstaHer Abg. STAFF A: Ich habe
namens :des Verfassungsausschusses über den
Antrag der Ahgeordneten Tatzher, Staf'fa, Ger­
hartl, BuC'hinger, Cz'erny,Nimetz und Ge­
nossen, betreffend die Wiedererricihtung der
1\1 ar:kt,gemeinde iSommerein, zu ,bericht,en.

Di,e M>arkt,~emei'nde Sommerein wurde mit
Verfügung :des ReiohsstatthaUers in Nieder­
donau vom 26. juni 1943 mit Wi']1kung vom
1. Oktolber 1943 a'Ufgdöstund ihr Gebiet zum
Großteil in den Heeresgutsbezirk Truppen­
übungsplatz BflUck an der Le,itha eingegliedert.
T'e:He ihres Gebietes 'W'urdenauch den Gemein­
d~n Götzend:orf an der Leitha, Mannersdorf
am Leithagebirge und iSamsdorf einverleibt.
Eine Wiedererrichtung der Gemeinde Som­
merein nach dem jahre 1945 ist -ibis heut,e
:nicht lerfol'gt. Es wurde lediglich durch Kund­
maohung der 'Landes;hauptmanlllschaH Nieder­
östlerreich vom 12. :Februar 1946, Ibetreffend
die Wiederbesi,edJ.ung des Gebietes der Markt­
gemeinde iSommerein, die Durchführung ,der
Wi,ede'nbesiedilung in die Wege gelei,tet und in
der Folgelze.it lauch durchgeführt. In Som­
merein hat sich auch eine Oemeindevertret'ung
gebildet, die durch die nieder;äst'erreichische
L:andesTe.giierunganerkannt wurde und :anläß-
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lich der Gemeinderatswahlen 1950, wie in allen
übdgen Gemeinden .NiedNösterreichs, auf de­
moikratisoher Grundtage neu gebildet wurde.
Es Ibesteht nun der mer1kwürdige Z'llSt3\11d, daß
die Gemeinde 'Sommer-ein sich de facto
z;war 'gebildet hat,aber de i'U11e nicht existiert.
Der Gemeinde Sommerein eJ.1mangeltals Ge­
bietskörperschaft das wesentlichste Dement,
nämlich das Gemeindegebiet. Der Verfassungs­
ausschuß stellt daher foJgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landt1ag wolle beschließen:
"Die LandesJ.1egierung wird auf'gefordert,

bezüglich der De-jure·Wiedererrichtung der
Mar1ktge:meinde Sommerein und der Wiederher­
stellung :ihres früheren Gemeindegebietes das
Erforderliche unverzüglichi zu veranlassen."

loh biHe um Annahme dieses Antrages.
IPRÄISIIDENT: Ich erüfofne die Debatte. Zum

Wod 'gelangt Herr Abg,eordneter Tat,zber.
Aihg. TATZBIErR: HOlh-er ILandta'g' Zu dem

uns vorliegenden Antrag, womit die Landes­
regierung ,aufgeJ'Ordert 'wird, die Wiedererrich­
tung der Marktgemeinde !Sommerein 'und die
Wi,ederherstellung des früheren Gemeinde­
gebietes durochzuführ,en, möchte ich folgendes
ausführen: .

ISommerein ist eine am Leithagebirge gel'e­
gene ,alte Gemei'nde. Ihr Gemeindegebiet um­
faßte vor der Ahsiedlung durch das Groß­
deutsche Heich rund 42 km2

; sie hatte bei der
letzten Volkszählung 1740 Einwo'hner zu ver­
z,eiohnen, woraus schon hel1Vorgeht, daß sie
eine große Gemeinde war. Ich kann nur be­
richten, daß am 1. Mai 1938 bereits allgemein
bekannt war, daß dies'er schöne Ort geräumt
wel1den muß und daß auf den 5000 Joc'h
umfassenden Ackerllandflächen ein Truppen­
übungsplatz, Panzersohießstätten usw. erricht­
tet werden soUten. (Sie können sich l~bhaft vor­
steHen, welches IEntsetzen die Bevölkerung dia­
mals ergri~fen hat. :Die Bevölk,erung hat um
das Erbe ihrer Vä,ter g,ebangt, die Menschen
mußten 'Von Haus und Hof gehen und s,ich
irgendwo eine ,andere Wohnstätte 'und andere
AnbeitsmrögIichk'eiten 'suchen. Es dauerte nicht
lange, dann kam die sog~nannte DeU'tsch~ An­
siedlungsgeseUsc:haft. Auch diese war, wie so
viele Einrichtungen der damaligen Zei,t, ·falsch
benannt, >denn sie hat nur ab- und 'nie ange­
siedelt. :So :war es ,auch in! Sommerein. Darüber
hin:aus wurde den noch dort verbliebenen Men­
schen das Leben duroeh Einquartierungen in
den Häusern sauergemaoht. Sohließlich hat
am 26. Juni 1943 der Gauleiter von Nieder­
d'Ü'l1iau durch eine VefoOrdnung verfügt, daß die
Gemeinde ,Sommer,ein 'von der Landkarte ge­
lösoht und ihr Oebi,et zum Großtei'l in den
Heeres'gutsbezink Truppenühungsplatz iBruck
8n der 'leitha 'eingegliedert wird. Das war das

r,

E1nde di,eser Gemeinde. In dieser Situation war
es noch immer 'derWiHe der damaligen Macht­
haber, die Bevrölkerung von ISommerein end­
gült'ig abzJUsiedeln; sie 'k'onntenaber nicht
durchdri1ngen, denn 'viele Menschen haben skh
geweigert, den Ort zu verlassen, und sind fes,t
geblieben. :So kam es auch, daßI 13 :Bauern, die
zur damalig,en Zeit Erbhofbauern 'genannt
wurden, von der Deutschen Ansiedlungsgesell­
schaft einen neuen Bauernhof hättien bekom­
men soHen. Das Oemeindeeigentum Mieb eben­
faUs im Grundbuch erhalte'n. VOln den einst­
mals 1740 Einwohnern waren schließlich
noch 350 vorhanden. Das war der letz,te Rest.
Durch ZuZ'Ug und Ansiedlung ist di'e Ein­
wohnerzahl nachher vergrößert worden, und
diese Bewohner brauchteru in irgendeiner Fonm
auch eine Verwaltung. Es wurde also eine Ge­
meindebehördegebi,ldet und es ist dann, wie
schon. der Herr Berichterstatter ausgeführt
hat, der sonderrbare Zustand e'ingetreten, daß
wohl eine Gemeilndieverwaltung vorhanden war,
die aber nicht ermächtigt war, irgendeinen Ver­
waltungsakt 'im Interesse der Gemeindeinsassen
zu setzen. Wir müssen es daher begrüßen,
wenn nun das Ho,he Haus dem vorhegenden
Antrag z'ustimmt, wonach! die Landesregierlung
das Notwendige zur WiedererricMung der Ge­
meinde Sommerein zu veranlassen hat. Damit
wird nun id~r Schlußstrich gezogen, und diese
schöne Gemeinde, die so 'viel Leid erdulden
mußte, wird endlich 'wied~r das Hecht erhalten,
das ihr zusteht. Sie wir'd dadurc:h wi~der unter
die ni~derösterreichischen Gemeinden einge­
reiht, was sicherlich ganz am Platze ist. Som­
merein wird wieder dem fortschritt, d~r Er­
nährung 'unseres Volkes und dem frieden
dienen. (Beifall bei der SPOe.)

poRÄrSID'ENT: Zum Worte gelangt Herr
Abgeordneter 'E r n oe c k e r.

Arhg. ERNECK,EoR: Hohes Haus! Meinr
fraktion 'begrüßt die Vorlage auf das herz­
lichste. Wir freuen 'Uns, daß -dem Ort Som­
merein wieder die Souveränität gegeben wird.
Ich kann aber meinem Vorredner nicht Izushm­
men, der gesagt hat, daß ,damit ein :Schluß­
strich gez'Ü'gen wird. Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang auf die 80 Randgemeinden hin- -,
weisen, deren Vertreter ich bin, und! biUen, daß <:;
auch dort wieder der Rechtszustand herge-
steHt wird, wie er 'vor 1938 bestanden hat, da-
mit wir von diesem Ni'emandsland hefreit
werden. Wir hahel1l schon öfter darüher ge­
sprochen und wir bitten, daß man uns wi,eder
die alte iSouv'erä'nität geben möge. Wir be­
grüßen die Vorlage, betreffend Wiedererrich-
tung der Gemeinde Sommerein, und werden
dafür stimmen. (Landesrat Oenner: Was haben
die Randgemeinden mit Sommerein zu tun? -
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Zwischenrufe rechts. - Präsident gibt das
Glockenzeichen.)

PHÄISIiDENT: Die Rednerliste ist erschöpft,
der Herr !Berichterstatter hat dias 6·chlußwort.

!B'ericMerstatter Aibg. STAFFA: Di,e Aus­
führungen der beiden Diskussionswdner haben
nur bewiesen, wie dringend ,notwendig es ist,
daß unter dem FaU ISommerein der Schluß­
strich gewgen wifid. Ich hoffe auß die einstim­
mige Annahme des Antrages,

PRÄSIDENT (nach Abstimmung): An g e­
no m:men.

Somi,t ist die Tag1esordnung der heutigen
Sitzung erledi,gt Es werden f.olgende folgende
Aussühüsse ihr'e S.itzungenaibhaHen: Finanz­
ausschuß sogleIch nach P'!enum im Herrensaal,
SchuIausschuß sogleioh nach PI'enum im Prä­
latensaal, VedasSiungsauswhuß X Stunde nach
P'Ienum im rHernmsaal, Wirtschaftsausscihuß
X Stunde nach :Plenum im Prälatensaal.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen
Wege bekan'll'tgegeben werden. Die Sitzung ist
geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 14 Uhr 55 MillllUn.)


